
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 
  

                                                                                                         Magdeburg, 15.06.2026 

 

Stellungnahme des VDP Sachsen-Anhalt im Anhörungsverfahren zum 
Entwurf zur Neunten Änderung zur Änderung der Verordnung über 
Berufsbildende Schulen (BbS-VO) zum Schuljahr 2026/2027 
 
Sehr geehrter Herr Fieckel, 

 

ich bedanke mich für die dem VDP Sachsen-Anhalt eingeräumte 

Möglichkeit, zu dem vorliegenden Entwurf zur Neunten Änderung zur 

Änderung der Verordnung über Berufsbildende Schulen (BbS-VO) zum 

Schuljahr 2026/2027 Hinweise und Anregungen abgeben zu dürfen. 

  

Nach Sichtung des Entwurfes möchte ich wie folgt auf einzelne 

Paragraphen des Entwurfes eingehen:  

 

§ 3 – Schulversäumnisse  

  

Die Neufassung enthält weiterhin keine objektive und landeseinheitlich 

nachvollziehbare Schwelle, ab wann Fehlzeiten die Erreichung des 

Ausbildungsziels gefährden. Hier wäre die Festlegung einer max. Anzahl 

der Fehlzeiten (auch in %) pro Ausbildungsjahr sinnvoll, um den Schulen 

bei der Argumentation zu helfen. Hintergrund: oftmals sind Kündigungen 

des Ausbildungsverhältnis oder auch Versagen der Prüfungszulassung bei 

Schüler/innen mit überdurchschnittlich hohen Fehlzeiten schwierig, da es 

bisher keine genauen Festlegungen gab. Anders in anderen 

Ausbildungsrichtungen (z.B. Pflege oder PTA) 

  

Dies führt in der Praxis zu erheblichen Problemen: 

  

 unterschiedliche Auslegung durch einzelne Schulen,  

 fehlende Rechtssicherheit bei Nichtzulassung zu Prüfungen,  

 erhöhte Angreifbarkeit in Widerspruchs- und Klageverfahren,  

 erschwerte Argumentation gegenüber Schülern, Eltern und 

Praxisstellen.  
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Es wird daher angeregt, eine verbindliche Regelung aufzunehmen, 

wonach das Ausbildungsziel regelmäßig als gefährdet gilt, wenn mehr als 

eine festgelegte Unterrichts- oder Ausbildungszeit versäumt wurde, 

ergänzt durch eine sachgerechte Härtefallregelung. Vorliegend geht es 

nicht um unentschuldigtes Fernbleiben, wie in § 4 Abs. 2 des Entwurfes.  

   

§ 3 Abs. 5 – Praktische Ausbildungszeiten 

  

Die Streichung der bisherigen 40-Stunden-Grenze führt zu erheblichen 

Auslegungsproblemen. Die bisherige Regelung war eindeutig und 

praxisgerecht (bis 40 Stunden keine Nachholpflicht, darüber hinaus 

Nachholen). 

  

Die neue Fassung lässt mehrere Interpretationen zu, insbesondere: 

  

 vollständige Nachholpflicht aller Fehlzeit,  

 Nachholpflicht nur bei erheblichen Fehlzeiten,  

 einzelfallbezogene Entscheidung der Schule.  

  

Dies führt zu fehlender Einheitlichkeit, organisatorischen Konflikten mit 

Praxisstellen sowie erheblichen Mehrbelastungen.  

 

Es wird daher angeregt, entweder die bisherige 40-Stunden-Regelung 

beizubehalten oder eine klar bestimmte, landeseinheitliche 

Nachholregelung zu schaffen. 

  

 § 4 Abs. 2 – Beendigung des Schulverhältnisses 

  
Die Neufassung erscheint hinsichtlich der Regelung zu unentschuldigten 

Fehlzeiten missverständlich und bedarf einer Klarstellung. 

  

Aus dem Wortlaut ist nicht eindeutig erkennbar, ob das unentschuldigte 

Versäumen von 40 Stunden in der theoretischen Ausbildung oder 40 
Stunden in der praktischen Ausbildung jeweils für sich genommen 

bereits die Beendigung des Schulverhältnisses rechtfertigt oder, ob die 

Regelung so zu verstehen ist, dass erst bei einem unentschuldigten 

Fernbleiben von insgesamt über 40 Stunden über beide 
Ausbildungsbereiche hinweg oder sogar erst bei einem 

unentschuldigten Fernbleiben von jeweils 40 Stunden in Theorie und 

Praxis, mithin insgesamt 80 Stunden, eine entsprechende Rechtsfolge 

eintritt. 

  

Die derzeitige Formulierung eröffnet damit unterschiedliche 

Auslegungsmöglichkeiten und birgt das Risiko einer uneinheitlichen 

Anwendung durch die Schulen. Dies kann zu Rechtsunsicherheit für 

Schülerinnen und Schüler sowie für die Schulträger führen. 
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Es wird daher angeregt, die Regelung eindeutig zu fassen und 

klarzustellen, welche Fehlzeitenkonstellation die Beendigung des 

Schulverhältnisses auslöst. Eine präzise Formulierung würde die 

Rechtssicherheit erhöhen und eine landesweit einheitliche Anwendung 

gewährleisten. 

  

§ 19 – Führungszeugnis 

  
Die Vorgabe eines nicht älter als drei Monate alten Führungszeugnisses 

zum Zeitpunkt der Anmeldung erscheint ungünstig.  

  

Da Bewerbungs- und Auswahlverfahren häufig lange, zum Teil ein Jahr 

vor Ausbildungsbeginn erfolgen und in der Zwischenzeit Tatsachen 

eingetreten seien könnten, die einen Eintrag im Erweiterten 

Führungszeugnis nach sich gezogen haben, wird vorgeschlagen, den 

Zeitpunkt flexibler zu gestalten und stärker am tatsächlichen 

Ausbildungsbeginn auszurichten. Zum Beispiel, durch die Formulierung, 

dass ein Führungszeugnis zum Ausbildungsbeginn, welches nicht älter als 

3 Monate ist, vorliegen muss.  

   

§ 21 Abs. 2 – Aufnahmevoraussetzungen 

  
Die Streichung des Absatzes führt dazu, dass nur ein erweitertes 

Führungszeugnis vorgelegt werden muss, nicht jedoch dazu, dass 

aufgrund eines Eintrages im Führungszeugnis, die Aufnahme zu versagen 

oder eine bereits erfolgte zu widerrufen ist. 

  

§ 23 Abs. 1 – Kooperationsvertrag 

  

Die zusätzliche Verpflichtung zum Abschluss eines Kooperationsvertrages 

neben dem Praktikumsvertrag führt zu erheblichem 

Verwaltungsaufwand, insbesondere da Schülerinnen und Schüler in einer 

Vielzahl von Einrichtungen ein Praktikum absolvieren. Die Schülerinnen 

und Schüler schließen Praktikumsverträge ab, die von der Schule 

unterzeichnet werden und welche das Verhältnis zwischen 

Schüler/Schülerin, Schule und Praktikumsbetrieb regeln. 

  

Es bleibt daher unklar: 

  

 welcher zusätzliche Regelungsgehalt über den Praktikumsvertrag 

hinaus erforderlich ist,  

 welcher Mehrwert sich aus einem zusätzlichen Kooperationsvertrag 

ergibt und  

 weshalb der bestehende Praktikumsvertrag nicht ausreicht.  

  

Es wird daher angeregt, den Praktikumsvertrag als ausreichend 

anzuerkennen oder zumindest ein landesweit verbindliches Muster für 

Kooperationsverträge bereitzustellen. 
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§ 34 Abs. 3 – Prüfungen mit zwei Prüfern 

  

Die Verpflichtung, die fachpraktische und praktische Prüfung durch zwei 

Lehrkräfte abnehmen zu lassen, sollte unbedingt beibehalten werden. 

  

Sie erhöht: 

  

 die Objektivität der Notenbildung,  

 verschafft den Schulen Rechtssicherheit, im Falle einer Klage gegen 

Prüfungsergebnisse,  

 die Nachvollziehbarkeit der Leistungsbewertung.  

  

Gerade bei fachpraktischen und praktischen Prüfungen ist dies ein 

wesentlicher Beitrag zur Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten und sollte 

nicht gestrichen werden. 

   
§ 49 Abs. 3 

  
Die ursprüngliche Regelung wird pädagogisch ausdrücklich begrüßt, da 

sie insbesondere leistungsschwächeren Schülerinnen und Schülern sowie 

solchen ohne realistische Aussicht auf einen mittleren Abschluss eine 

Perspektive und eine Betätigung im beruflichen Umfeld eröffnet und 

ihnen damit die Chance bietet, sich für einen potentiellen  

    Ausbildungsplatz zu bewähren.  

   

§ 55 – Aufnahmevoraussetzungen 

  
Es wird angeregt, den Abschluss eines Ausbildungs- oder 

Praktikumsvertrages bereits als Aufnahmevoraussetzung zu ergänzen. 

   
§ 65 Abs. 2 Nr. 11 – schriftliche Prüfung 

  
Es bestehen Hinweise auf einen möglichen Widerspruch zwischen der 

Verordnung und Aussagen aus der Schulleiterdienstberatung hinsichtlich 

landesweit festgelegter Lernfelder (Lernfelder wären von vornherein 

festgelegt und es gebe keine Wahlmöglichkeit der Schule). 

  

Dies führt zu erheblicher Rechtsunsicherheit und könnte zu 

uneinheitlicher Umsetzung führen. Es wird daher um eine ausdrückliche 

Klarstellung gegenüber den betreffenden Schulleitungen gebeten. 

  
§ 130/ § 137a – Feststellen der Endnote für die praktische Ausbildung 

  

Es wird angeregt, für die Fachrichtung Heilpädagogik ebenfalls eine 

Regelung für die Feststellung der Endnote für die praktische Ausbildung 

zu treffen.  
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§ 140 – Umfang der Ausbildung , Dauer und Ausbildungsbeginn 

  

Die vorgesehene Fixierung der Ausbildungsdauer bei einer 

Teilzeitausbildung auf 48 Monate wird kritisch bewertet. Es kann nicht 

nachvollzogen werden, warum die Teilzeitausbildung in diesem Bereich 

bei 1800 Theoriestunden 4 Jahre (48 Monate) dauern muss, bisher 

wurde die Teilzeitausbildung z.B. in 30 Monaten absolviert.  

  

Eine Festschreibung auf 4 Jahre dürfte sich negativ auswirken auf: 

  

 Bewerberzahlen,  

 Abbruchquoten,  

 Fachkräftegewinnung im Bereich Heilpädagogik.  

  

Es wird angeregt, eher eine maximale Ausbildungsdauer festzulegen und 

die bisherigen flexiblen Regelungen beizubehalten.  

   

Soweit zu den Ausführungen des VDP Sachsen-Anhalt zum Entwurf zur 

Neunten Änderung zur Änderung der Verordnung über Berufsbildende 

Schulen (BbS-VO) zum Schuljahr 2026/2027. Ich stehe Ihnen für 

eventuelle Rückfragen selbstverständlich gern zur Verfügung. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

 
Kristin Langhoff-Rossol  

- Rechtsanwältin - 

 

 

 

 


